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§ 48 Absatz 1a HBauO 

Entfall der Kfz-Stellplatzpflicht bei Wohnungen oder Wohnheimen 

I. Grundsätzliches 

§ 48 HBauO „Stellplätze für Kraftfahrzeuge und Fahrradplätze“ wurde mit Wirkung ab 
01.02.2014 um einen neuen Absatz 1a ergänzt (vgl. Bürgerschafts-Drucksache 20/9751 vom 
29.10.2013): 
 

„(1a) Die Verpflichtung zur Herstellung oder zum Nachweis von Stellplätzen für 
Kraftfahrzeuge gilt abweichend von Absatz 1 nicht für Wohnungen oder Wohnheime. 
Bei Wohnungen oder Wohnheimen entscheiden die Bauherrinnen und Bauherren in 
eigener Verantwortung über die Herstellung von Stellplätzen in angemessenem 
Umfang, wobei sie neben dem Stellplatzbedarf der Bewohnerinnen und Bewohner, 
den örtlichen Verkehrsverhältnissen, der Anbindung an den öffentlichen Nahverkehr 
insbesondere die Belange von Menschen mit Mobilitätseinschränkungen 
berücksichtigen sollen.“ 

 
Nach Satz 1 ist die Pflicht zur Herstellung von Stellplätzen für Kraftfahrzeuge für alle 
Vorhaben des Wohnungsbaus entfallen, hierzu gehören bspw. auch Studentenwohnheime 
und Wohnungen für alte Menschen sowie barrierefreie Wohnungen gemäß § 52 Abs. 1 
HBauO. Weder im vereinfachten noch im konzentrierten Genehmigungsverfahren wird daher 
die Herstellung von Kfz-Stellplätzen geprüft. 
 
Die Regelung des Satzes 2 stellt lediglich einen Appell an Bauherrinnen und Bauherren dar, 
ist jedoch bauaufsichtlich weder erzwingbar noch durchsetzbar. Sie verleiht darüber hinaus 
Dritten keine subjektiven, einklagbaren Rechte. 
 
Die KFZ-Stellplatzbemessung für Wohnbauvorhaben der Fachanweisung „notwendige 
Stellplätze und notwendige Fahrradplätze“ hat mit dem Wegfall der Stellplatzverpflichtung 
ihre Rechtsgrundlage verloren und ist insoweit nicht mehr anzuwenden.  
Fahrradplätze sind auch bei Wohnungsbauvorhaben weiterhin notwendig. Die 
diesbezüglichen Zahlen aus der aktuellen Fachanweisung „Notwendige Stellplätze und 
notwendigen Fahrradplätze“ haben auch weiterhin Geltung. 

II. Auswirkungen der Regelung  

1. Wohnungsbauvorhaben, die bis 2014 im vereinfachten Genehmigungsverfahren nach § 
61 HBauO genehmigt wurden 
 
Für die Wohnungsbauvorhaben, die bis 2014 im vereinfachten Genehmigungsverfahren 
nach § 61 HBauO genehmigt wurden, konnte sich die Pflicht zur Herstellung der 
notwendigen Stellplätze allein aus der in § 59 Abs. 2 HBauO geregelten Pflicht zur 
Einhaltung der öffentlich-rechtlichen Anforderungen ergeben. Mit der Änderung des § 48 
HBauO gelten tatsächlich hergestellte Stellplätze nicht mehr als „notwendige“ Stellplätze, so 
dass das Zweckentfremdungsverbot aus § 48 Abs. 3 HBauO nicht gilt. Bauherrinnen und 
Bauherren sind daher nicht daran gehindert, ehemals notwendige Kfz-Stellplätze anderweitig 
zu nutzen oder zu beseitigen. In diesen Fällen ist also ein Wiederaufgreifen des Verfahrens 
nicht erforderlich. 
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2. Wohnungsbauvorhaben mit hergestellten Stellplätzen, die durch eine entsprechende 
Nebenbestimmung in der Baugenehmigung festgesetzt wurden 
 
Die Baugenehmigung und die in ihr enthaltene Festsetzung von notwendigen Stellplätzen 
bleibt bis zur Aufhebung, Änderung oder anderweitigen Erledigung wirksam 
(§ 43 HmbVwVfG). 
Es besteht für Bauherrinnen und Bauherren allerdings die Möglichkeit, das Wiederaufgreifen 
des Verfahrens gem. § 51 Abs. 1 Nr. 1 HmbVwVfG innerhalb der Frist des Abs. 32 (drei 
Monate nach Kenntnis von dem Grund für das Wiederaufgreifen) zu beantragen: 
 

„(1) Die Behörde hat auf Antrag des Betroffenen über die Aufhebung oder Änderung 
eines unanfechtbaren Verwaltungsaktes zu entscheiden, wenn  
 
1. sich die dem Verwaltungsakt zugrunde liegende Sach- oder Rechtslage 
nachträglich zugunsten des Betroffenen geändert hat; (…).“ 

 
Da sich nach Erteilung der Baugenehmigung die materielle Rechtslage durch Aufhebung der 
Stellplatzpflicht für Wohnraum geändert hat, ist die Festsetzung notwendiger Stellplätze in 
der Baugenehmigung im Wege des Widerrufs nach § 49 Abs. 1 HmbVwVfG aufzuheben.  
 
Ist die dafür einzuhaltende 3-Monats-Frist nach § 51 Abs. 3 HmbVwVG bereits abgelaufen, 
muss der Bauherr bei der Bauaufsichtsbehörde ein Wiederaufgreifen nach § 51 Abs. 5 i.V.m. 
§ 49 Abs. 1 HmbVwVfG anregen, da insoweit ein Antrag nicht vorgesehen ist. Die 
Bauaufsichtsbehörde wird hier also von Amts wegen tätig.  
 
Der Antragsteller hat einen Anspruch auf eine ermessensfehlerfreie Entscheidung. Die 
Bauaufsichtsbehörde hat ihr Ermessen sowohl bei der Entscheidung, ob sie das Verfahren 
wieder aufgreift auszuüben, als auch bei der danach ggf. zu treffenden Entscheidung über 
die teilweise oder vollständige Aufhebung der im Baugenehmigungsbescheid festgesetzten 
Stellplatzpflicht. Welche Erwägungen in die Ausübung des Ermessens einzustellen sind, 
hängt vom jeweiligen Einzelfall ab.  
 
Hier ist die o.g. Regelung des § 48 Abs. 1a HBauO zu berücksichtigen, nach der 
Wohnungsbauvorhaben keine Pflicht zur Herstellung von Kfz-Stellplätzen mehr 
auslösen sollen. Eine Entscheidung, mit der die Aufhebung der Stellplatzpflicht ganz 
oder teilweise abgelehnt wird, dürfte daher nur in Einzelfällen rechtmäßig sein. Die 
Gründe für eine Ablehnung müssen durch die Bauaufsichtsbehörde belastbar und 
nachprüfbar dargelegt werden. 
 
 
3. Baugebühren 
 
In den Fällen, in denen die Bauaufsichtsbehörde von Amts wegen tätig wird, handelt es sich 
um eine Amtshandlung auf dem Gebiet des Bauwesens, nämlich die Aufhebung einer 
Auflage der Baugenehmigung. 
Dafür kommt § 2 Abs.2 BauGebO zur Anwendung. Verwaltungsgebühren werden für die 
Vornahme von Amtshandlungen erhoben, die auf eine willentliche Inanspruchnahme im 
Sinne von § 3 Abs.1 Nr.1 GebG zurückgehen. Die Gebühr ist je nach Aufwand und nach Zeit 
zu bemessen. Die Aufhebung der Stellplatzpflicht ist ein Verwaltungsakt auf Grundlage von 
§ 51 i.V.m. § 48 HmbVwVfG . 
 
 
 
                                                           
2 gebundene Entscheidung, vgl. Stelkens/Bonk/Sachs, Verwaltungsverfahrensgesetz, Auflage 2018, 
§ 51 Rn. 32 f.,39 

http://www.landesrecht-hamburg.de/jportal/portal/page/bshaprod.psml?doc.id=jlr-VwVfGHArahmen&st=lr&showdoccase=1&paramfromHL=true#focuspoint
http://www.landesrecht-hamburg.de/jportal/portal/page/bshaprod.psml?nid=3&showdoccase=1&doc.id=jlr-BauGebOHA2006V21P2&st=lr
http://www.landesrecht-hamburg.de/jportal/portal/page/bshaprod.psml?nid=4&showdoccase=1&doc.id=jlr-GebGHA1986pP3&st=lr
http://www.landesrecht-hamburg.de/jportal/portal/page/bshaprod.psml?nid=2c&showdoccase=1&doc.id=jlr-VwVfGHApP51&st=lr
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4. Stellplatzbaulasten 
 
Nach § 79 Abs. 3 HBauO ist ein Verzicht auf die (Stellplatz-)Baulast erst zulässig, wenn das 
öffentliche Interesse an ihr nicht mehr besteht: 
 

„Die Baulast geht durch schriftlichen Verzicht der Bauaufsichtsbehörde unter. Der 
Verzicht ist zu erklären, wenn ein öffentliches Interesse an der Baulast nicht mehr 
besteht. Vor dem Verzicht sollen die durch die Baulast Verpflichteten und 
Begünstigten angehört werden. Der Verzicht wird mit der Löschung der Baulast im 
Baulastenverzeichnis wirksam.“ 

 
Insoweit besteht keine Dispositions- oder Entscheidungsbefugnis der Baulastbegünstigten 
oder –verpflichteten. Sind in der Baugenehmigung notwendige Stellplätze festgesetzt worden 
und ist diese Festsetzung noch wirksam, gilt das Zweckentfremdungsverbot gemäß 
§ 48 Abs. 3 HBauO.  
Eine Löschung der Baulast ist daher nur stattzugeben, wenn ein Baulastbegünstigter 
(Baulastnehmer) eines (bestandskräftig) genehmigten und hergestellten 
Wohnungsbauvorhabens die Aufhebung einer Stellplatzauflage in der Baugenehmigung 
beantragt. In diesem Fall entfällt das öffentliche Interesse am Fortbestand der Baulast, so 
dass die Baulast zu löschen ist. 

III. § 48 Abs. 1a HBauO in Verbindung mit § 31 BauGB 

Für die Errichtung von Wohnungsvorhaben auf im Bebauungsplan ausgewiesenen 
Stellplatzflächen ist als Voraussetzung entweder ein neuer Bebauungsplan festzustellen, ein 
bestehender zu ändern oder eine Befreiungsentscheidung nach § 31 Abs. 2 BauGB zu 
treffen.  

Soll eine Befreiung erteilt werden, müssen die Befreiungsvoraussetzungen auf 
Tatbestandsebene (d.h. keine Berührung der Grundzüge der Planung, Erfüllung der 
Voraussetzungen der § 31 Abs. 2 Nr. 1, 2 oder 3 BauGB, Vereinbarkeit mit öffentlichen 
Interessen auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen) erfüllt sein. Dabei kann 
insbesondere die Befriedigung eines dringenden Wohnbedarfes eine Befreiung aus Gründen 
des Wohls der Allgemeinheit nach § 31 Abs. 2 Nr. 1 BauGB rechtfertigen (OVG Hamburg, 
Beschl. v. 7.6.2018, 2 Bf 44/18.Z). Sind die Tatbestandsvoraussetzungen erfüllt, verbleibt für 
die Verweigerung einer Befreiungsentscheidung im Rahmen der Ausübung des Ermessens 
wenig Raum.  
 
Die Ausweisung von Stellplatzflächen im Bebauungsplan stellt regelmäßig keinen Grundzug 
der Planung dar, wenn das Parken eine Nebennutzung zur Hauptnutzung Wohnen ist. In 
diesen Fällen kann daher grundsätzlich eine Befreiung von der Festsetzung von Stellplätzen 
erteilt werden, um dort eine Wohnnutzung zu genehmigen. Eine Befreiung ist erst recht 
möglich, wenn der ersatzweise Bau einer Tiefgarage oder von oberirdischen Stellplätzen an 
anderer Stelle vorgesehen wird.  
Bei der Prüfung der Befreiungsvoraussetzungen können Nebenbestimmungen – hier: 
Forderung der Herstellung neuer Stellplätze – in Betracht kommen, da sie im Einzelfall 
sicherstellen können, dass die Befreiungsvoraussetzungen erfüllt sind (bspw. zur 
Sicherstellung der städtebaulichen Vertretbarkeit nach § 31 Abs. 2 Nr. 2 BauGB oder der 
Vereinbarkeit mit den öffentlichen Belangen nach § 31 Abs. 2 BauGB a.E.). Soll die 
Befreiung mit einer solchen Nebenbestimmung verbunden werden, muss diese auf der 
Tatbestandsebene und auch dann, wenn sie im Rahmen der Ermessensausübung getroffen 
wird, in einem inneren Zusammenhang mit der Befreiung stehen. Mit anderen Worten muss 
die Befreiung den Anlass für die Nebenbestimmung bilden. Dabei muss die 
Nebenbestimmung verhältnismäßig sein und inhaltlich begründet im direkten 
Zusammenhang mit der Parkraumsituation vor Ort stehen, bspw. wenn gerade infolge der 
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Befreiung in Bezug auf die Verkehrssituation im Einzugsbereich des Bauvorhabens eine 
negative Veränderung eintritt, der auf andere Weise als durch die Schaffung von Stellplätzen 
nicht begegnet werden kann. 
 
Hier ist die Regelung des § 48 Abs. 1a HBauO zu berücksichtigen, nach der 
Wohnungsbauvorhaben keine Pflicht zur Herstellung von Kfz-Stellplätzen mehr 
auslösen. Eine Nebenbestimmung, mit der die Herstellung von Stellplätzen (dennoch) 
gefordert wird, ist daher nur in begründeten Einzelfällen rechtmäßig.  
 
Eine Ablehnung der Befreiung wegen Nichterfüllung der Tatbestandsvoraussetzungen und 
die zugrundeliegenden Ermessenerwägungen sind von der Bauaufsichtsbehörde zu 
begründen (§ 39 HmbVwVfG).  

§ 49 Absatz 1 HBauO 

I. Zahlung von Ausgleichsbeträgen bei Entfall der Kfz-Stellplatzpflicht für 
Wohnungsvorhaben 

Wurde eine Ausgleichsabgabe nach § 49 HBauO in einem bestandskräftigen 
Baugenehmigungsbescheid festgesetzt, sind folgende Fallgestaltungen zu unterscheiden: 
 

(1) Die Ausgleichsabgabe wurde bereits gezahlt. 
(2) Die Ausgleichsabgabe wurde noch nicht gezahlt, jedoch wurde die Nutzung des 
genehmigten Vorhabens bereits aufgenommen.  
 

In den Fällen 1 und 2 ist ein Wiederaufgreifen des Verfahrens nach § 51 Abs. 1 Nr. 1 
HmbVwVfG mit dem Ziel einer rückwirkenden Aufhebung der Festsetzung der 
Ausgleichsabgabe nicht möglich. Da die Regelung des § 48 HBauO nicht rückwirkend 
geändert wurde, kann der Bescheid auf Antrag der Bauherrin oder des Bauherrn lediglich mit 
Wirkung für die Zukunft geändert werden. Die tatsächliche Zahlung (oben Fall 1) bzw. die 
Festsetzung der Ausgleichsabgabe (oben Fall 2) erfolgte also nicht rechtsgrundlos, denn 
zum Zeitpunkt der Zahlung bzw. zum Zeitpunkt der Nutzungsaufnahme zu dem die Zahlung 
zu erfolgen hat (vgl. § 49 Abs. 2 Satz 2 HBauO), bestand die Pflicht zur Zahlung der 
Ausgleichsabgabe noch. Dementsprechend kann die Bauherrin oder der Bauherr den 
gezahlten Betrag nicht zurückfordern. 

II. Ergänzung des § 49 Abs. 1 Nr. 2 HBauO 

§ 49 Abs. 1 HBauO 
Die Verpflichtung nach § 48 wird durch Zahlung eines Ausgleichsbetrages an die 
Freie und Hansestadt Hamburg erfüllt, wenn… 
Nr. 2. notwendige Stellplätze als Stellplätze für Wohnungen oder Wohnheime (§48 
Absatz 1a) genutzt werden sollen und die Stellplätze für Wohnungen oder 
Wohnheime ansonsten nicht oder nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten 
hergestellt werden können.“ 
 

Mit der zum 01.05.2018 neu eingeführten Regelung in § 49 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 wird es 
dem Bauherrn ermöglicht, über die von § 49 Absatz 1 HBauO bisher erfassten Fälle hinaus 
notwendige Stellplätze abzulösen, um Stellplätze für Wohnnutzungen herstellen zu können. 
 
Bislang war der Bauherr gezwungen, sofern bei einer Mischnutzung grundstücksbedingt nur 
eine begrenzte Anzahl an Stellplätzen zur Verfügung stand, zunächst den aus der anderen 
Nutzung resultierenden Bedarf an notwendigen Stellplätzen vollständig nachzuweisen, bevor 
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er die übrigbleibende Anzahl an Stellplätzen als Wohnstellplätze herstellen durfte. Dadurch 
dass Wohnstellplätze bislang notwendigen Stellplätzen anderer Nutzungen im Gesetz nicht 
gleichgestellt waren, „litt“ im Ergebnis bei einer Mischnutzung das Wohnen unter der 
stellplatzpflichtigen anderen Nutzung.  
 
Durch die neue Regelung wird sichergestellt, dass notwendige Stellplätze, wenn sie nicht 
zugunsten der sie auslösenden Nutzung hergestellt werden, nur zugunsten einer 
Wohnnutzung freigegeben werden dürfen. Die notwendigen Stellplätze, die für die 
auslösende Nutzung zugunsten der Wohnstellplätze nicht hergestellt werden, dürfen dann 
abgelöst werden. Allerdings ist die Ablösung ist nur dann zulässig, wenn die tatsächliche 
Herstellung der Stellplätze nicht oder nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten möglich ist. 
 
 
Stand: 29.08.2018 
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